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Sachverhalt:

Der Oberbürgermeister von Frankfurt/Oder, Rene Wilke, hat angekündigt, ausländische 
Intensivstraftäter, die eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen, schneller 
ausweisen zu wollen. Die Beschleunigung und Effektivierung von derartigen Ausweisungen sind 
begrüßenswert. Es ist den Bürgerinnen und Bürgern nicht zu vermitteln, dass Flüchtlinge, die 
wiederholt Straftaten begehen und die Sicherheit und Ordnung vor Ort gefährden, sich weiterhin in 
Deutschland aufhalten können.

Ich frage die Kreisverwaltung:

1. Sind der Kreisverwaltung ausländische Intensivstraftäter, die sich im Landkreis Teltow- 
Fläming aufhalten, bekannt, wenn ja, um wie viele Personen handelt es sich? (bitte 
aufgliedern nach Gemeinden und Herkunftsländern)

2. Befindet sich die Kreisverwaltung hierzu im ständigen Austausch mit der Polizei und den 
Staatsanwaltschaften?

3. Wird die Kreisverwaltung ebenfalls, wie die Stadt Frankfurt/Oder, konkrete Maßnahmen 
ergreifen, um ausländische Intensivstraftäter schneller ausweisen zu können?

Für die Kreisverwaltunq Teltow-Fläming beantwortet die Beigeordnete und Dezernentin des
Dezernates III, Frau Biesterfeld die Anfrage wie folgt:

Zur Frage 1.

Eine gesetzliche Definition für Intensivstraftäter besteht nicht. Seitens der Polizeibehörden wird als 
Intensivtäter eingeordnet, wer innerhalb der letzten 12 Monate in mindestens 10 Fällen Straftaten 
von einigem Gewicht, die den Bereich der geringen Schuld übersteigen, begangen hat.
In der Ausländerbehörde des Landkreises Teltow-Fläming kann gegenwärtig eine Person als 
Mehrfachstraftäter angesehen werden. Es ist vom Ausgang der aktuellen laufenden 
Gerichtsverfahren abhängig, ob die Person in die Einstufung als Intensivtäter fällt und gemäß 
§§ 53 ff. Aufenthaltsgesetz ausgewiesen wird.

Darüber hinaus haben einige minderjährige und erwachsene ausländische Personen wenige, 
jedoch schwerwiegende Straftaten begangen. Das Ergebnis der offenen Strafverfahren ist 
abzuwarten. Bei Vorlage der rechtskräftigen Urteile ist zu prüfen, ob diese relevant sind, um eine 
Ausweisung gern. § 53 Aufenthaltsgesetz zu verfügen. Entsprechend wird in der 
Ausländerbehörde des Landkreises verfahren.
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Die Bearbeitung der Strafverfahren bei den Gerichten ist von nicht unerheblicher Dauer und der 
Ausgang der Verfahren nicht absehbar. Grundsätzlich ist für die ausländerrechtliche Bewertung die 
Rechtskraft der Entscheidungen abzuwarten.

Zur Frage 2.

Die Ausländerbehörde befindet sich im Austausch mit der Polizei und den Justizbehörden in Bezug 
auf einzelne Straftäter und straftatverdächtige Personen.

Hierzu gibt es ein gesetzlich geregeltes Mitteilungsverfahren zwischen den Justizbehörden und 
den Ausländerbehörden.

Im Rahmen des gesetzlich geregelten Datenaustausches erhält die Ausländerbehörde von den 
Justizbehörden Mitteilungen über Einleitung und Einstellung von Strafverfahren sowie die 
Information zu rechtskräftigen Urteilen. Bei Mitteilungen von Verurteilungen werden bei EU- 
Bürgern das Bestehen oder Nichtbestehen des Freizügigkeitsrechts und bei Inhabern von einer 
Aufenthaltserlaubnis die Auswirkungen auf das bestehende Aufenthaltsrecht unmittelbar geprüft.

Sowohl unter den Personen mit laufenden oder abgelehnten Asylverfahren, den Inhabern von 
Aufenthaltserlaubnissen mit und ohne humanitären Bezug als auch unter den hier lebenden EU- 
Bürgern befinden sich Personen, die rechtskräftig strafrechtlich verurteilt sind wegen mehrerer 
über einen längeren Zeitraum verübter Straftaten bzw. mit hohem Strafmaß auf Grund einzelner 
bzw. weniger Delikte. Die häufigsten Mitteilungen betreffen Strafverfahren im Straßenverkehr und 
Eigentumsdelikte.

Bei der Bearbeitung von Erteilungen und Verlängerungen von ausländerrechtlichen Dokumenten 
werden nach den gesetzlichen Bestimmungen Führungszeugnisse angefordert (813 x in 2017 und 
772 x bisher in 2018) und für bestimmte Herkunftsstaaten Anfragen bei den Sicherheitsbehörden 
durchgeführt (433 x in 2017 und 329 x bisher in 2018). Die gewonnen Erkenntnisse werden 
entsprechend bewertet und führen, wenn die Voraussetzungen bestehen, zur Versagung der 
Aufenthaltserlaubnis bzw. zur Ausweisung und zur Aufenthaltsbeendigung oder Erteilung einer 
Duldung.

Zur Frage 3.

Wie oben zu 1. dargestellt, gibt es bei uns bisher keine Personen, die derzeit als Intensivstraftäter 
einzustufen wären. Auch eine Häufung von Straftaten, bezogen auf bestimmte Gruppen von 
Ausländern oder bestimmte Staatsangehörigkeiten in Verbindung mit einer Vielzahl von 
Verurteilungen bzw. Strafverfahren, wie dies in der Stadt Frankfurt/Oder oder in anderen 
Großstädten der Fall ist, ist bei uns so nicht zu verzeichnen. Aus diesem Grund wird derzeit keine 
Veranlassung gesehen, die bisherige Praxis in der Ausländerbehörde zu ändern.


